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Kurzfassung: Der Trend der Niederschlagsentwässerung weg von Ablei-

tung und hin zu naturnahen Systemen resultiert oft in einem erhöhten 

oberirdischen Flächenbedarf. Im Hinblick auf Raumordnungskonzepte 

stellt dies eine Herausforderung sowohl für die Raumplanung als auch für 

die Siedlungsentwässerung dar. Für die Stadt Innsbruck, die trotz des geo-

grafisch beschränkten Flächendargebots ein kontinuierliches Wachstum 

erfährt, sollen diese Zusammenhänge erläutert werden. Dieser Artikel be-

schreibt verschiedene Aspekte der örtlichen Raumplanung und stellt die 

Probleme und Möglichkeiten dar, die sich bei einer der Raumplanung 

nachgeschalteten Berücksichtigung der Entwässerungskonzepte ergeben.  

Key-Words: Raumplanung, Regenwasserbehandlung, Stadtentwicklung, 

stormwater management model  

1 Ei leitu g 

Eine Stadt ist ein Raum, der sozialen Wandlungsprozessen Platz zur Entstehung gibt 

(Dangschat 1994). Wandlungen und progressive Veränderungen sind aber vor allem 

in Städten nicht nur sozial, sondern auch technisch bedingt. Anpassungen des Be-

standes an oft nicht prognostizierbare Entwicklungen können nur dann zielführend 

wirken, wenn ein funktionierendes Zusammenspiel von technischen und sozialen An-

trieben gegeben ist (Adger 2003). In diesem Artikel soll die Symbiose dieser beiden 

Antriebe am Beispiel der gemeinsamen zukünftigen Entwicklung von Stadträumen 

und Siedlungsentwässerung am Fallbeispiel der Stadt Innsbruck erläutert werden. 

Dabei kann die Raumplanung als Verwaltung eines sozialen Kapitals gesehen werden 

und die Siedlungsentwässerung mit ihrem Flächenbedarf als Umgang mit Naturkapi-

tal. Die gemeinsame Verteilung von Sozial- und Naturkapital erfordert frühzeitige Ko-

operationen. Ein gut durchdachtes Konzept für die räumliche Stadtentwicklung ist 

Voraussetzung für einen kontrollierten Entwicklungsprozess. Eine der zahlreichen 

Herausforderungen für ein Flächennutzungskonzept ist das Regenwassermanage-

ment. Im Speziellen schwierig ist dabei das Halten der Balance zwischen bebauten 

(versiegelten) und unbebauten (freien) Flächen. Lange galten eine zentrale Entwässe-
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u gsi f ast uktu  u d „E d-of-Pipe L su ge  als “ta d de  Te h ik de  “iedlu gs-

wasserwirtschaft. Ungefähr ab der Jahrtausendwende änderte sich der Fokus hin zu 

mehr dezentraler Regenwasserbewirtschaftung (Sharma et al. 2013; Fletcher et al. 

2015). Die rasant steigende Beliebtheit alternativer Konzepte für die Niederschlags-

entwässerung zeigt den Drang zur Veränderung und zu einem Übergang von zentra-

len zu dezentralen Anlagen. Gesetzliche Bestimmungen, wie beispielsweise eine Ver-

sickerungspflicht von Dachflächen in Österreich (AAEV 2018), markieren mittlerweile 

den Stand der Technik als Kombination von unter- und oberirdischen Entwässe-

rungsmaßnahmen. Besonders der Einsatz dezentraler Anlagen erfordert viel Naturka-

pital im Sinne einer oberirdischen Flächennutzung. Der daraus resultierende Flächen-

bedarf kann selten nur von einem einzigen Grundeigentümer gedeckt werden. Somit 

erfordern die sich durch den Betrieb dezentraler Anlagen verändernde Zuständigkei-

ten zusätzlich einen hohen Einsatz von Sozialkapital (nach Adger (2003)). 

Der technische Wandel von Städten durch Anpassung an den Klimawandel und das 

Bevölkerungswachstum wurde schon in zahlreichen Forschungsprojekten mit den 

verschiedensten Fallstudien thematisiert und analysiert (Deister et al. 2016; BMLFUW 

2015; Simperler et al. 2017; Matzinger et al. 2014; Mikovits et al. 2015). Die drei Pro-

jekte KURAS (www.kuras-projekt.de), SAMUWA (www.samuwa.de), und FlexAdapt 

(www.uibk.ac.at/umwelttechnik/research/projects/flexadapt.html.de) ziel(t)en bei-

spielsweise darauf ab, Leitfäden bzw. Planungshilfen für Entscheidungsträger zu erar-

beiten. Damit verbindet sich die politische (soziale) Motivation mit technischem Wis-

sen und Sozial- und Naturkapital können gemeinsam verwaltet werden. 

Zu Beginn des folgenden Artikels sei ein kurzer Vergleich der institutionellen Organi-

sation der Raumplanung in den D-A-CH Ländern gegeben. Darauf folgt eine Beschrei-

bung der hier bearbeiteten Fallstudie Innsbruck und der Inhalte des dafür neu veröf-

fentlichten Raumordnungskonzepts. Im vierten Teil wird auf die bestehende ober- 

und unterirdische Infrastruktur zur Siedlungsentwässerung eingegangen. Zum Ab-

schluss wird eine Möglichkeit beschrieben, wie man Anforderungen der Siedlungs-

wasserwirtschaft im Raumplanungsprozess verankern kann. 

2 Rau pla u g i  D-A-CH Verglei h 

Grundlegend für Flächenwidmungen sind gültige Raumordnungskonzepte. So wird 

sichergestellt, dass das Erreichen der großräumig festgelegten Ziele, wie sich ein Ge-

biet (z.B. Land, Gemeinde, Ortsteil) strukturell entwickeln soll, nicht schon durch 

kleinräumig ungünstig gewählte Bebauungsarten erschwert oder gar verhindert wird.  

Der Raumplanungsprozess weist in den drei deutschsprachigen Staaten einige Unter-

schiede auf. Diese belaufen sich neben den unterschiedlichen Nomenklaturen haupt-

sächlich auf die Ebene der Gesetzgebung. Gemein ist allen drei Staaten eine Aufga-

benverteilung vom Bund auf die Länder bzw. die Kantone, die sich aus den föderalen 

Strukturen ergibt. In weiterer Folge werden dann verschiedene Kompetenzen auf die 

Bezirke und Gemeinden weitergegeben.  

http://www.kuras-projekt.de/
http://www.samuwa.de/
http://www.uibk.ac.at/umwelttechnik/research/projects/flexadapt.html.de
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2.1 Deutschland 

In Deutschland wird dem Bund eine Kompetenz zur Raumplanung zugesprochen. Zu 

diesem Zweck gilt als oberste Ebene der verbindlichen Gesetze das Raumordnungsge-

setz (ROG) (ROG 2009). Es vereint die Interessen aus den hierarchisch horizontal an-

gesiedelten Sektoren (z.B. Wald, Wasser, Verkehr). Diesem Gesetz untergeordnet 

sind die jeweiligen Landesplanungsgesetze, die die eigentlichen Träger der Raumord-

nung im Sinne einer Planung sind. In ihnen sind die im ROG festgehaltenen Grundsät-

ze ausformuliert. Wichtig bei der deutschen Organisation der Raumplanung ist das 

Gegenstromprinzip, bei dem die Planungsinteressen auch hierarchisch vertikal in bei-

de Richtungen gehen. (BMVI 2018) 

2.2 Österreich 

In Österreich liegt die gesetzgebende Kompetenz bei den Bundesländern. Ein ver-

bindliches Raumordnungskonzept auf gesamtstaatlicher Ebene ist hier nicht vorhan-

den. Die Gesetze zur Raumplanung werden von den 9 verschiedenen Landtagen er-

lassen. Eine bund-übergreifende Absprache ist mit der Österreichischen Raumord-

nungskonferenz (ÖROK) als Plattform für Länder, Gemeinden, Städte und Sozialpart-

ner gegeben. Die ÖROK ist eine informelle Institution, mit einer rein koordinativen 

Funktion und keiner sektorenübergreifenden Verbindlichkeit. Das Österreichische 

Raumentwicklungskonzept (ÖREK) ist einer der konkreten Outputs der ÖROK.  Es 

stellt ein unverbindliches Pendant zu einem Raumordnungsgesetz auf Bundesebene 

dar. Auf diesem Konzept bauen dann die örtlichen Konzepte der Gemeinden auf, die 

gleichzeitig auch den verbindlichen Landesgesetzen unterliegen. Im Gegensatz zu den 

Landesgesetzen haben das ÖREK sowie die örtlichen Raumordnungskonzepte nur ei-

ne befristete Gültigkeit und müssen regelmäßig erneuert werden. Gültige örtliche 

Konzepte mit einer Gültigkeit von jeweils 10 Jahren sind Voraussetzung für eine ge-

setzlich legitimierte Flächenwidmungsplanung. (ÖROK 2011) 

2.3 Schweiz 

In der Schweiz könnte man die Raumplanung als Lösung zwischen Deutschland und 

Österreich ansehen. Die Kompetenz zur Grundgesetzgebung in der Raumplanung ist 

zwar beim Bund (siehe RPG (1979)), die Erarbeitung unterliegt aber den Kantonen. Es 

sind unverbindliche Raumordnungskonzepte auf mehreren Ebenen (Bund, Hand-

lungsräume, Kantone, Regionen, Kommunen) vorhanden. Zusätzliche den Kantonen 

untergeordnete Regionalplanungsverbände und kantonübergreifende Handlungs-

räume werden dabei berücksichtigt. Aufgrund der in der Schweiz vergleichsweise 

hoch entwickelten Gemeindeautonomie wird den Gemeinden eine höhere Entschei-

dungsfreiheit zugesprochen als in Deutschland und Österreich. (ARE 2017) 
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3 Fallstudie I s ru k 

Mit 1.1.2018 leben ca. 133.000 Einwohner mit Hauptwohnsitz in der Tiroler Landes-

hauptstadt Innsbruck (mit Nebenwohnsitzen zusätzlich +23.000 Einwohner) (Stadt 

Innsbruck 2018). Bis 2030 ist eine Zunahme auf gut 150.000 (+13,3%) prognostiziert 

(ÖROK 2015). Im Jahr 2016 wurde ein Jahresniederschlag von ca. 900mm gemessen, 

dessen Intensitäten lokal sehr variieren können (Kleidorfer et al. 2018). 

3.1 Örtliches Raumordnungskonzept ÖROKO 2.0 

Mit Ende des Jahres 2012 ist die Gültigkeit des ehemaligen örtlichen Raumordnungs-

konzepts ÖROKO 2002 (Stadt Innsbruck 2002) ausgelaufen. Nach zweimaliger Frist-

verlängerung wurde im Sommer 2017 der erste Entwurf für ein fortführendes Kon-

zept veröffentlicht. In diesem neuen ÖROKO 2.0 sollen verbindliche Festlegungen auf 

Parzellenschärfe über eine künftige, geordnete räumliche Entwicklung der Stadt In-

nsbruck getroffen werden. Das Konzept ist dem Tiroler Raumordnungsgesetz (TROG 

2016) untergeordnet. Seine Gültigkeit überspannt den Planungshorizont der Jahre 

von 2015 bis 2025. Es werden weiterhin die Ansprüche mehrerer Nutzungsinteressen 

(z.B. gewerblich, sozial, energiewirtschaftlich, etc.) aufgegriffen und behandelt. Als 

übergeordnetes Leitziel wird „ei  era t ortu gs oller u d sparsa er U ga g it 
Grund und Boden sowie mit den atürli he  Ressour e “ (Stadt Innsbruck 2017) kon-

statiert. Das Planungsziel ist daher weniger die Erweiterung der Stadt, als mehr die 

Verdichtung nach Innen und das Nutzen vorhandener Ressourcen.  

Insgesamt sind 53 Gebiete mit einer Gesamtfläche von ca. ha als sog. „ auli he 
E t i klu gsge iete  BE-Gebiete) definiert. Den Gebieten wurden verschiedene 

Planungsattribute (Zeitzone des Bedarfs, Nutzungskategorie, Entwicklungsart, Bebau-

ungsdichte) zugewiesen. Abbildung 1 zeigt die über das Stadtgebiet verteilten Gebie-

te und deren Nutzungskategorien. Die flächenmäßige Aufteilung der Gebiete nach 

ihren Planungsattributen zeigt Abbildung 2.  

Im Raumordnungskonzept sind 4 Zeitzonen für die zeitliche Abfolge der Bebauung 

definiert (z0, z1, z2, zV). In den nächsten 5 Jahren (Zeitzone z1) sollen mit knapp 

100ha flächenmäßig bereits die Hälfte der geplanten Entwicklungen realisiert wer-

den. Der Großteil dieser Flächen ist für die zeitnahe Schaffung von Wohnraum ange-

dacht. Der zweitgrößte Anteil (Sondernutzung) wird für den Bau von z.B. Bildungs- 

und Gesundheitseinrichtungen zur Verfügung stehen.  

Zusätzliche Belastungen für die Siedlungswasserwirtschaft ergeben sich primär aus 

neu bebauten Flächen und Verdichtungen. Insgesamt gelten ca. 60ha als Erweite-

rungsgebiete. Sie sind stadtrandnah gelegen und derzeit fast noch gänzlich unbebaut. 
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Abbildung 1:  Lage der baulichen Entwicklungsgebiete nach deren Nutzungskategorie 

 

Abbildung 2:  flächenmäßige Aufteilung der baulichen Entwicklungsgebiete nach der zeit-

lichen Bebauungsabfolge 

Eine weitere Klassifikation der Entwicklungsgebiete ist nach ihrer geplanten Dichte 

(D1 bis D3), welche auf der geplanten Nutzflächendichte bzw. der Baumassendichte 

basiert. Die Dichtekategorie D3 (höhere Dichte) umfasst 192ha der 217ha, was das 

starke Streben nach sehr dicht bebauten Flächen widerspiegelt.  
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3.2 Raumplanungsprozess und Entscheidungsfindung in Innsbruck 

Die Entscheidungen in Raumplanungsprozessen hängen von vielen Faktoren ab. Die 

geografische Lage, die wirtschaftliche Situation oder auch akute Themen wie Migrati-

on und Emigration müssen berücksichtigt werden. In Innsbruck ist durch die geografi-

sche Lage im Inntal mitten in den Alpen die vorhandene bewohnbare Fläche eine der 

größten Herausforderungen für die Raumplanung. 

Die gesamte Katastralfläche von Innsbruck beträgt ungefähr 105km². Davon ist weni-

ger als ein Drittel bisher als Baufläche genutzt. Weitere ca. 30km² fallen auf Alpen, 

Fels und Geröll sowie sonstige vegetationsarme Flächen (BEV 2016). Der höchste 

Punkt des Stadtgebiets liegt auf 2642 m.ü.A., wobei sich der Großteil des Siedlungs-

raums auf nur ca. 570 m.ü.A. befindet. Im gut 35km² großen Dauersiedlungsraum 

selbst ergibt sich eine Bevölkerungsdichte von ca. 4500 EW/km² (mit Haupt- und Ne-

benwohnsitz). Unter der Annahme eines gleichbleibenden Anteils an gemeldeten Ne-

benwohnsitzen ergibt sich so eine Prognose für 2030 von 5000 EW/km².  

Bezüglich Wasserressourcen ist Innsbruck mit vielen Reserven ausgestattet. Lt. 

ÖVGW (2018) hat Innsbruck dreimal so viel Frischwasser zur Verfügung als verbraucht 

wird. Auch die Kläranlage hat noch Kapazität, da zur Zeit ihrer Ersterstellung (1969 

mechanische Stufe, 1976 biologische Stufe) noch große Betriebe in der Stadt ange-

siedelt waren und die Kläranlage mit hohen Mengen an hoch belastetem Abwasser 

versorgten. Diese Betriebe sind jedoch mittlerweile weggezogen. Die Wasserver- und 

-entsorgung setzt die Stadtverwaltung somit nicht unter Druck. Folglich haben diese 

Themen nur untergeordnete Priorität für die Raumplanung, die sich vorwiegend auf 

die Wohnungsproblematik konzentriert. Grundsätzliche Ziele der Siedlungswasser-

wirtschaft werden jedoch konzeptionell festgehalten. 

Der Erstellungsprozess des Raumordnungskonzepts findet unter Geheimhaltung statt, 

um Grundstücksspekulationen vorzubeugen. Dies bedeutet, dass auch der Informati-

onsaustausch zwischen Fachabteilungen bzw. mit dem ausgegliederten Betreiber des 

Entwässerungssystems, den Innsbrucker Kommunalbetrieben AG, beschränkt ist. 

Dementsprechend können aus entwässerungstechnischer Sicht nur allgemeine Orien-

tierungshilfen während der Planung oder konkrete Anstöße im Nachhinein gegeben 

werden, und eine den Raumplanungsprozess begleitende Zusammenarbeit ist in der 

vorliegenden Fallstudie nicht vorhanden.  

4 Status Quo der E t ässeru gsi frastruktur 

Bis zur Jahrtausendwende galt in Innsbruck eine Anschlusspflicht an den Mischwas-

serkanal. Einhergehend mit dem Inkrafttreten des Tiroler Kanalisationsgesetzes (TiKG 

2000) im Jahr 2001 wurde auf eine Versickerungspflicht für nahezu alle auf dem 

Grundstück anfallenden Oberflächenabflüsse umgestellt. Dementsprechend ist der 

örtliche Betreiber der Kanalisation vertraglich gebunden, das Niederschlagswasser 
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aller bis dahin schon bebauten Flächen sicher abzuleiten. Oberflächenabfluss von 

Verkehrsflächen wird immer noch bevorzugt in die Kanalisation eingeleitet. 

4.1 Bewilligungspflichtige Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser 

Das Wasserinformationssystem (WIS) Tirol (www.tirol.gv.at/umwelt/wasser/wis/) 

stellt eine öffentlich zugängliche Datenbank zur Verfügung, in der alle Anlagen örtlich 

referenziert sind, die einer Bewilligungspflicht nach dem Wasserrechtsgesetz (WRG 

1959) unterliegen. Diese Datenbank ermöglicht eine Bestandsanalyse der bewilli-

gungspflichtigen Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser (Abbildungen 3 

und 4). 

  

Abbildung 3:  Bewilligungspflichtige Niederschlagswasserversickerungsanlagen mit Bau-

jahr ab 2002 im Kerngebiet von Innsbruck 

Insgesamt wurden seit 2002 ca. 700 neue Anlagen bewilligt. Knapp die Hälfte davon 

in den letzten 4 Jahren (seit inkl. 2014). Die genaue Anzahl an Versickerungsanlagen 

ist nicht quantifizierbar, nachdem z.B. die Entwässerung von Dachflächen <2.500m² 

oder von Geh- und Radwegen das Maß der Geringfügigkeit nicht überschreiten und 

somit keine offizielle Bewilligung benötigen (Amt der Tiroler Landesregierung 2016). 

Auf Abbildung 3 ist kein örtlicher Trend erkennbar, wann in einem Gebiet vermehrt 

Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser errichtet wurden. Im Kerngebiet 

von Innsbruck ist eine Dichte von ca. 22 Anlagen/km² und eine heterogene Verteilung 

der neu bewilligten Versickerungsanlagen vorhanden. 

 

http://www.tirol.gv.at/umwelt/wasser/wis/
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Abbildung 4:  Anzahl der seit 2002 neu bewilligten Anlagen zur Niederschlagswasser-

versickerung pro Jahr 

4.2 Bestandskanäle 

Umstrukturierungen und Verdichtungen, wie sie im ÖROKO 2.0 favorisiert werden, 

bedeuten grundsätzlich den Umbau im Bestand. Dies bringt gleichzeitig eine Anpas-

sung der Entwässerungsinfrastruktur an den Stand der Technik mit sich. Indirekt be-

deutet das, dass solche Maßnahmen das im ÖROKO 2.0 definierte Leitziel verfolgen, 

den Anteil an vorhandenen Grünflächen mindestens zu erhalten, wenn nicht sogar zu 

erhöhen, was sich positiv auf die bestehende Entwässerungsinfrastruktur auswirkt. 
Die folgenden Untersuchungen beschränken sich deshalb auf noch unbebaute Ent-

wicklungsgebiete.  

Um die Auswirkungen der geplanten Erweiterungsgebiete und der dadurch erhöhten 

versiegelten Fläche auf die bestehende Kanalisation abschätzen zu können, wird ein 

heuristischer Ansatz angewendet. Basis dafür ist das bestehende hydrodynamische 

Modell des Mischwassersystems in Innsbruck, welches schon mehrfach für For-

schungszwecke benutzt und beschrieben wurde (Mikovits et al. 2017; Tscheikner-

Gratl et al. 2016; Möderl et al. 2015). 

Laut der Flächenbilanz im ÖROKO 2.0 besteht nach Abzug von Verdichtungsmaßnah-

men ein zukünftiger theoretischer Bedarf an unbebautem Bauland von 29-35ha für 

die Schaffung von Wohnraum und 13-20ha für die gewerbliche Nutzung. In 100 Sze-

narien wurde die zusätzliche Bebauung von in Summe zwischen 42 und 55ha Fläche 

analysiert. Per Zufall wurden diese Hektar auf die als BE-Gebiete ausgewiesenen und 

noch überwiegend unbebauten Flächen verteilt. Für die anschließende hydrodynami-

sche Simulation mit der Software SWMM (Gironás et al. 2010) werden die Befesti-

gungsgrade nach Gujer (2007) mit y=0,7 (Wohnen) und y=0,75 (Gewerbe) angesetzt. 

Die 100 so erstellten Szenarien wurden jeweils mit zwei Modellregenserien nach Eu-
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ler Typ II (ÖWAV RB 11 2009) für die Wiederkehrperioden T von 5 und 10 Jahren si-

muliert und ausgewertet. Diese Regenereignisse haben eine Dauer von jeweils 

180 Minuten und Intensitätsspitzen von 10,2 mm/5min (T=5) bzw. 12,0 mm/5min 

(T=10). Diese Annahmen stellen ein Worst-Case-Szenario dar, bei dem (entgegen der 

bestehenden Versickerungspflicht) der anfallende Oberflächenabfluss sämtlicher 

Neubauten direkt in den Kanal eingeleitet wird. 

Zur Dimensionierung von Kanälen in Stadtzentren, Industrie- und Gewerbegebieten 

wird in Österreich eine Wiederkehrzeit von 5 Jahren empfohlen (ÖWAV RB 11 2009). 

Die folgenden Darstellungen sind daher für die Auswertungen der Simulationen mit 

dem Modellregen mit T=5 ausgewählt, da sich auch die Ergebnisse für einen 10-

jährlichen Modellregen hauptsächlich quantitativ und nicht qualitativ unterscheiden. 

Ein im Vergleich zum Status Quo erhöhtes Überstaurisiko zeigt Abbildung 5 gehäuft in 

jenen Bereichen, welche auch in quantitativen Auswertungen der zu erwartenden 

Überstauvolumina herausstechen (Hötting West, Andechsstraße / Gumpstraße, Tivoli 

am Sillufer). An mehreren Knoten in diesen Gebieten resultieren die Szenarien bei 

einer durchschnittlichen Zunahme des jeweiligen Überstauvolumens von +5m³. Zu-

sätzlich wirkt sich in dieser Auswertung der Flächenanschluss in der Nähe des Flugha-

fens im Bereich Exlgasse / Tiergartenstraße negativ aus. Dort treten im Mittel pro 

Knoten zwar insgesamt geringere Überstauvolumina (<10m³) auf, es ist aber mit einer 

deutlichen Zunahme (bis zu +24m³) im Vergleich zum derzeitigen Zustand zu rechnen. 

 

Abbildung 5:  Absolute Änderungen der Überstau- bzw. Überlaufvolumina durch neu bebau-

te Freiflächen im Vergleich zum Ausgangszustand (bei einem Modellregen mit 

T=5; Mittelwerte aus den 100 Szenarien) 
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Eine Erhöhung der Mischwasserüberlaufvolumina kann ab der Sillmündung flussab-

wärts entlang des Inns vorwiegend auf der südlichen Seite (Entwässerung der Innen-

stadt, Pradl und Saggen) erwartet werden. Zur der Kläranlage werden bei einem 

5-jährlichen Modellregenereignis durch die zusätzliche Bebauung durchschnittlich 

knapp 4% mehr Wasser weitergeleitet.  

5 Stadte t i klu g als „Bla k Bo “ für die E t ässeru gspla u g 

Wie schon erwähnt arbeiteten die Planer des ÖROKO 2.0 bis zur Veröffentlichung des 

ersten Entwurfs unter Geheimhaltung und externe Experten aus verschiedensten 

Fachgebieten konnten während der Planungsphase keinen Einfluss darauf nehmen. 

Möglichkeiten, trotzdem richtungsweisende Informationen weitergeben zu können, 

ist zum einen über Wasserbilanzmodelle gegeben (Henrichs et al. 2016; Rauch 2013), 

zum anderen auch durch die Bereitstellung von Sensitivitätskarten. So können auch 

bei zukünftigen Entscheidungen in der Raumplanung siedlungswasserwirtschaftliche 

Aspekte früher miteinfließen. 

Für die bestehende Kanalisation der Stadt Innsbruck zeigt Abbildung 6 eine solche 

Sensitivitätskarte. Die Darstellung erfolgt als Verhältnis bestimmter Modellergebnisse 

vom Ausgangsmodell zu Modellen mit veränderten Flächenparametern. So kann der 

Einfluss der Flächenzunahme und -abkoppelung auf bestimmte systemübergreifende 

Parameter (z.B. gesamtes Überflutungs- oder Mischwasserentlastungvolumen) oder 

für einzelne Knoten (z.B. Spitzenabflüsse, Überflutungsvolumina) ausgewertet wer-

den.  

 

 (a) (b) (c) 

Abbildung 6:  Auswirkungen von Abkoppelungen bei einer Simulation mit einem Modellre-

gen (a) auf das gesamte Überflutungsvolumen, (b) auf den Spitzenabfluss im 

dargestellten Knoten, (c) auf das Überflutungsvolumen im dargestellten Kno-

ten 
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(a) (b) 

 
(c) (d) 

Abbildung 7:  Sensitivität der bestehenden Einzugsgebiete: (a) Auswirkungen von Entsie-

gelung der jeweiligen Einzugsgebiete auf Mischwasseremissionen; (b) Aus-

wirkungen einer Verdichtung um 30%. Haupteinflussgebiete der zwei maß-

gebenden Mischwasserüberläufe (MÜ): (c) MÜ 13 - primäre Entlastung für 

das dicht besiedelte Stadtzentrum von Innsbruck; (d) MÜ 22 - Entlastung 

für das Gebiet nördlich des Inns (Arzl) 

Simuliert wurden die Modelle dafür erneut mit SWMM. Für Überstau- und Überflu-

tungsauswertungen (Abbildung 6) wird ebenfalls ein Modellregen nach Euler II (T=5) 

angesetzt. Für Auswertungen der Mischwasserüberläufe (Abbildung 7) wird eine über 

1 Jahr gemessene Regenserie von 2012 verwendet, da hierfür nicht nur Starkregen 

sondern auch kleinere Ereignisse von Interesse sind. 

Es zeigt sich beispielsweise, dass 66% des generierten Entlastungsvolumens durch nur 

2 der insgesamt 36 Mischwasserüberläufe entlastet werden. Überlagert mit den im 

ÖROKO 2.0 definierten BE-Gebieten (Abbildung 7b) kann man sehen, dass die im Hin-

blick auf Entsiegelung effizientesten Gebiete nicht betroffen sind und keine starke 

Beeinflussung zu erwarten ist. 

6 S hlussfolgeru ge  

Die Inhalte des sich noch in Bearbeitung befindenden örtlichen Raumordnungskon-

zepts von Innsbruck weisen darauf hin, dass die Problematik des zukünftigen Regen-

wassermanagements den politischen Entscheidungsträgern durchaus bekannt ist. Die 

Vorgehensweise bei dessen Erstellung zeigt jedoch, dass der Dialog mit konkret zu-

ständigem Fachpersonal während der Planungsphase nicht vorhanden ist. Diese Ab-
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grenzung ergibt sich hauptsächlich daraus, dass konkrete Inhalte nicht frühzeitig nach 

außen getragen werden sollen. So wird Grundstücksspekulationen im beengten alpi-

nen Siedlungsraum vorgebeugt. 

Mit den Informationen über geplante Entwicklungen konnten mit unseren hydrody-

namischen Modellstudien keine maßgebenden Risikoerhöhungen festgestellt wer-

den, die sich aus den Zusatzbelastungen für die Kanalisation ergeben. Um der Black-

Box der Raumplanung während des Planungsprozesses trotzdem schon Informatio-

nen über die Auswirkungen von sich verändernden Flächennutzungen auf die Über-

flutungsgefahr und die Gewässergüte bereitstellen zu können, bieten sich Sensitivi-

tätskarten der an den Kanal angeschlossenen Gebiete an. So können Raumplaner auf 

Informationen zurückgreifen, wo sich beispielsweise Grünflächen und Retentions-

möglichkeiten anbieten würden, um eine effiziente Ableitung von Misch- und Regen-

wasser zur Kläranlage gewährleisten zu können. In gleicher Weise können derartige 

Auswertungen dazu verwendet werden um Gebiete zu identifizieren, in denen bevor-

zugt Anstrengungen unternommen werden sollten, um Grundstückeigentümer zur 

Abkoppelung und alternativen Regenwasserbehandlung zu bewegen. 

Eben diese Überzeugung der Grundbesitzer und Bewohner ist der letzte Schritt für 

ein nachhaltiges Entwässerungsmanagement. Nachdem die politischen Entschei-

dungsträger in dieser Hinsicht im ÖROKO 2.0 eine offene Haltung signalisieren, benö-

tigt es nun die Weitergabe dieser Haltung an jene, die die angedachten Flächennut-

zungen konkretisieren müssen. 

7 Da ksagu g 

Diese Arbeit ist Teil der Projekte „CONQUAD – Consequences of adaptation: Asses-

sing multi-benefits and challenges in the transfer to more resilient and sustainable 

urban water systems , el hes vom Österreichischen Klima- und Energiefonds geför-

dert wird (Projektnummer KR16AC0K13143), und FlexAdapt (Entwicklung flexibler 

Adaptierungskonzepte für die Siedlungsentwässerung der Zukunft), welches vom 

Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus gefördert wird.   
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